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1
Antrag, Stellenausstattung
Beantragt wird die Schaffung von 2,0 Planstellen für Sachbearbeiter/innen im Flächenmanagement zur Abwicklung von Neubaumaßnahmen sowie deren Planung, Standortsuche und Standortbeurteilung, Sanierungen für den Kindertages-stättenbereich, Anmietung von Objekten für Kindertagesstätten, zeitlich befristet bis 31.12.2017.

2
Schaffungskriterien

Bedingt durch den Rechtsanspruch auf Kinderbetreuung werden zusätzliche Objekte planerisch geschaffen und umgesetzt. Die Evaluation hat zudem die Kernaufgaben eindeutig strukturiert. Durch Zuweisung von allen Bau- und Vertragsaufgaben bis zur schlüsselfertigen Übergabe kommt es zu erheblichen Zuwächsen.
3
Bedarf

3.1
Erweiterung des Rechtsanspruchs zur Kinderbetreuung

Durch den Rechtsanspruch zur Kinderbetreuung fehlt zum 01.08.2013 in der Landeshauptstadt Stuttgart eine Vielzahl von Kindertagesstättenplätzen insbesondere im Bereich der Kleinkinder von 0-3 Jahren. Um den Rechtsanspruch auf einen Kinderbetreuungsplatz zu erfüllen, müssen noch rund 2.335 Kindertagesstättenplätze neu geschaffen werden. Es ist nicht möglich, den beschlossenen Aufgabenzuwachs mit dem vorhandenen Personal im vertretbaren Zeitrahmen umzusetzen. Die derzeitige Stellenausstattung reicht nicht aus, um den gesetzlichen Verpflichtungen nachzukommen. Nur mit weiteren befristeten Stellen können die Projekte zeitnah bearbeitet werden. Im Einzelnen werden folgende Fälle unterschieden:

3.2 Ausbau von vorhandenen Kindertagesstätten

Hier wird beurteilt, ob vorhandene Kindertagesstätten erweitert werden können. In Zusammenarbeit  mit den beteiligten Stellen und Ämtern ist zu prüfen, ob eine Standorterweiterung planungsrechtlich möglich und gewünscht ist. Daraus resultiert die bauliche und bautechnische Prüfung der Immobilie (Umbau, Neubau, Erweiterungsbau). Dieser Prozess ist in enger Abstimmung mit anderen städtischen Ämtern und u. U. mit dem Träger zu klären. Aufwändige Vorarbeiten im planerischen Bereich sind abzuwickeln, wie die Klärung der baulichen Umsetzung sowie weitere Auswirkungen, die im Zusammenhang mit der Baumaßnahme stehen (z.B. Auslagerungen von Gruppen und interimsweise Unterbringung dieser in geeigneten Räumlichkeiten, Anpassung von internen Nutzungsverträgen). Je nach Wertgrenzen sind Entschließungen oder Vorlagen an den Bezirksbeirat und die Ausschüsse des Gemeinderates zu erstellen.

3.3  Neubau von Kindertagesstätten

Der gesamte Planungsprozess inkl. Standortsuche und -beurteilung ist durch das Sachgebiet Flächenmanagement abzuwickeln, zu koordinieren und die Vorgehens-weisen sind mit den Projektpartnern zu klären.

Besonders arbeitsintensiv ist die Abwicklung von Investorenprojekten, da  in der Regel ohne Unterstützung durch das Hochbauamt das Projekt mit dem Investor und dessen beauftragten Architekten geplant werden muss.

Aufwändige Vertragsabschlüsse verschiedener Art - mit Investoren, freien Trägern - gehören ebenfalls zu den Aufgaben.

3.4 Suche von Ersatzstandorten

In Fällen der Erweiterung, des Umbaus oder von Neubauten muss häufig ein Interimsstandort gefunden werden. Die Aufgaben ergeben sich in gleicher Weise wie unter Ziffer 3.3 beschrieben.

3.5 Fallzahlen

Entwicklung der Haushaltsanmeldungen

Die sog. Investorenprojekte führt das Amt für Liegenschaften und Wohnen selbständig durch.

In den Jahren  2010/2011 wurden 18 Kindertagesstätten geplant. 

In den Jahren  2012/2013 wurden 30 Kindertagesstätten geplant.
In den Jahren  2014 bis 2015 sollen ca. 40 Kindertagesstätten geplant werden.

Betreuungsschlüssel

Derzeit werden die rd. 30 laufenden Projekte mit 3 Vollkraftstellen betreut. Ein Mitarbeiter kann ca. 10 Projekte betreuen.
Für die Abwicklung der weiteren 40 Projekte sind – vor dem Hintergrund, dass Objekte aus den Vorjahren fertiggestellt und an die Objektverwaltung abgegeben werden und diese das Sachgebiet somit nicht mehr betreffen – 2 zusätzliche Stellen befristet für 4 Jahre erforderlich.

3.6
Bisherige Aufgabenwahrnehmung

Die Aufgaben werden im Flächenmanagement wahrgenommen. Durch den Rechtsanspruch hat sich das Aufgabenvolumen erheblich ausgeweitet. Die Aufgaben der neuen Mitarbeiter(innen) ist die Planung, Betreuung und Abwicklung von Kindertagesstättenprojekten im Stadtgebiet inkl. Standortsuche und Standortbeurteilung sowie Begleitung und Koordinierung der Baumaßnahmen (von der Akquisition bis zur Übergabe der fertigen Projekte).

3.7
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen
Aufgrund des bestehenden Rechtsanspruchs auf einen Kinderbetreuungsplatz ist die Landeshauptstadt Stuttgart verpflichtet, ausreichend Plätze zur Verfügung zu stellen.  Fehlende Plätze bedeuten einen Verstoß gegen geltendes Recht. Die Plätze sind seitens der Eltern einklagbar. In welcher Höhe dazu Schadensersatzforderungen geltend gemacht werden, ist derzeit nicht absehbar. Es ist davon auszugehen, dass Klagen bereits vorbereitet werden.

Eine Umschichtung von Personal aus anderen Bereichen ist nicht möglich, da hier keine Kapazitäten frei sind.

4
Stellenvermerke
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